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1 Lage und Abgrenzung des Gebietes 
Der Bebauungsplan Nr.  27„Industriegebiet Ellerbrocker Straße“ – Neuaufstel-
lung -, rechtskräftig seit dem 09.11.1990, befindet sich im südwestlichen Be-
reich der Ortslage südlich der Ellerbrocker Straße (L 831) und westlich an-
grenzend zur Bundesstraße 72. Den westlichen und südlichen Rand bildet die 
Emsstraße. 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung entspricht dem Plangebiet des ursprüng-
lichen Bebauungsplanes Nr. 27. Die genaue Lage und Abgrenzung des Plan-
gebietes ergibt sich aus der Satzung. 

 

2 Planungserfordernis und Ziele 
2.1 Planungsanlass und Erfordernis  
Der Bebauungsplan Nr. 27 – Neuaufstellung - setzt die Flächen im Plangebiet 
überwiegend als Industrie- oder Gewerbegebiet (GI und GE), z.T. mit Ein-
schränkungen auf Betriebe und Betriebsarten, deren Emissionen nicht erheb-
lich (GIe) bzw. nicht wesentlich störend sind (GEe) fest. Teilflächen im südli-
chen Bereich sind als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt (s. Anlage 1).  

Die Neuaufstellung im Jahr 1990 des bereits 1978 aufgestellten ursprüngli-
chen Bebauungsplanes Nr. 27 diente vorrangig der Sicherung des Gebietsch-
arakters als Industrie- und Gewerbegebiet, da Bestrebungen bestanden, im 
Gebiet einen Lebensmittelmarkt zu errichten. Für die Industrie- und Gewerbe-
gebiete wurden mit der Neuaufstellung deshalb Groß- und Einzelhandelsbe-
triebe des Lebensmittelbereichs und darüber hinaus Speisegaststätten ausge-
schlossen. 
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Bereits zum damaligen Zeitpunkt war im Gebiet ein fleischverarbeitender Be-
trieb ansässig, welcher sich zwischenzeitlich auf die Fleischveredelung (Ver-
sandhandel) spezialisiert hat. Für den Betreiber stellt der völlige Ausschluss 
von Lebensmitteleinzelhandel inzwischen einen sehr eng gefassten Rahmen 
dar, da unter den heutigen Marktbedingungen lebensmittelproduzierende bzw. 
–verarbeitende Betriebe aber auch sonstige Gewerbebetriebe, wie z. B. Tank-
stellen, zur wirtschaftlichen Existenzsicherung in vielen Fällen kleine Shops 
haben. Der Betrieb möchte ebenfalls einen Verkaufsstand bzw. einen Waren-
automaten verwirklichen. 

Nach Auffassung der Stadt sind durch einen solchen Direktverkauf für im Ge-
biet verarbeitete Produkte als Shop oder Warenautomat mit einer geringen Ver-
kaufsfläche keine erheblich negativen Auswirkungen auf die zentralen Versor-
gungsbereiche und die Nahversorgungsfunktion zu erwarten. Die Zulassung 
widerspricht damit auch nicht der grundsätzlichen Zielsetzung des bestehenden 
Bebauungsplanes. Eine solche Nutzung soll daher durch eine Änderung der 
textlichen Festsetzung ermöglicht werden. 

 
2.2 Vereinfachtes Verfahren 
Gemäß § 13 BauGB kann die Stadt eine Änderung oder Ergänzung eines 
Bauleitplanes im vereinfachten Verfahren durchführen, sofern 

 durch die Planänderung die Grundzüge der Planung nicht berührt wer-
den,  

 die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet oder be-
gründet wird und 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 
des BauGB genannten Schutzgüter bestehen. 

Die vorliegende Planänderung umfasst den gesamten Bebauungsplan Nr. 27 – 
Neuaufstellung - mit einer Größe von ca. 11,3 ha. Dabei handelt es sich um 
einen bereits bislang fast vollständig als Industrie- und Gewerbegebiet bzw. 
allgemeines Wohngebiet festgesetzten Bereich. Die jeweils festgesetzte Art 
der baulichen Nutzung soll bestehen bleiben. Für die Industrie- und Gewerbe-
gebietsflächen soll lediglich die textliche Festsetzung zu Groß- und Einzelhan-
delsbetrieben des Lebensmittelbereiches neu gefasst werden.  

Die Lage und Gesamtgröße der Baugebiete werden, wie auch die Festsetzun-
gen zum Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksflächen, nicht verändert. Durch die daher nur geringfügige 
Planänderung werden das grundsätzliche Planungskonzept und die Grundzü-
ge des Bebauungsplanes Nr. 27 nicht in Frage gestellt. Auch ein sonstiges 
UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet oder begründet. 

Das Plangebiet ist auch nicht Bestandteil eines Gebietes von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und der 



Stadt Friesoythe 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27   4 

Büro für Stadtplanung (BP27-1Ae_Begr.doc)  28.02.2022 

Schutzzwecke dieser in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Gebiete ergeben 
sich nicht.  

Für die Planänderung sind damit die Voraussetzungen für ein vereinfachtes 
Verfahren gemäß § 13 BauGB gegeben. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird im 
vereinfachten Verfahren von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht und 
von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
abgesehen.  

 
2.3 Örtliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen 

  (Anlage 1) 
Das Plangebiet ist Teil des Gewerbestandortes beidseitig der Ellerbrocker 
Straße im Südwesten von Friesoythe. Das Gebiet war bereits bei Neuaufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 27 im südlichen Bereich mit Wohngebäuden 
und im übrigen Bereich mit Gewerbebetrieben (Elektrofachmarkt, Autohandel 
mit Werkstatt/TÜV, fleischverarbeitender Betrieb, Landschaftsbau & Straßen-
unterhaltung), teilweise mit zugeordneter Betriebswohnung, bebaut. Die südli-
chen Teilflächen wurden entsprechend als allgemeines Wohngebiet und der 
übrige Bereich als Industrie- bzw. Gewerbegebiet, z.T. mit Einschränkungen, 
festgesetzt (s. Anlage 1). 

Diese Nutzungen bestehen im Wesentlichen bis heute unverändert. Die im 
nordöstlichen Bereich zusätzlich entstandene KFZ-Zulassungsstelle wird der-
zeit durch einen Neubau ersetzt. Einzelne Teilflächen sind noch unbebaut und 
werden landwirtschaftlich genutzt. 

Im Norden wird das Gebiet durch die Ellerbrocker Straße (L 831) und im Osten 
durch die Bundesstraße 72 begrenzt. Den westlichen und südlichen Rand bil-
det die Emsstraße. 

Die nordwestlich und nördlich der L 831 gelegenen Flächen sind ebenfalls Be-
standteil des Gewerbestandortes und mit entsprechenden gewerblichen Nut-
zungen bebaut. Östlich der B 72 schließt sich die Ortslage von Friesoythe mit 
überwiegend Einzelhandelsnutzungen und Dienstleistungsbetrieben an.  

 

3 Geplante Festsetzung 
3.1 Groß- und Einzelhandelsbetriebe des Lebensmittelbereichs sowie 

Gaststätten 
Wie beschrieben, wurden in der Neufassung des Bebauungsplanes Nr. 27 für 
die Industrie- und Gewerbegebietsflächen durch Text „Einzelhandelsbetriebe 
und sonstige Handelsbetriebe des Lebensmittelbereiches, die an Endverbrau-
cher verkaufen, sowie Lebensmittelgroßhandelsbetriebe und Speisegaststät-
ten“ ausgeschlossen.  

Diese Festsetzung erfolgte zur Sicherung des Gebietscharakters vor dem Hin-
tergrund ehemaliger Bestrebungen, am Gewerbestandort einen Verbraucher-
markt zu errichten. Sie wurde für die angrenzenden Gewerbeflächen (Bebau-
ungspläne Nr. 70, 71, 94, 110) ähnlich gefasst. In anderen Bereichen des Ge-
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werbestandortes beidseitig der Ellerbrocker Straße wurden dagegen keine 
Festsetzungen zum Einzelhandel getroffen (z.B. B.-Pläne Nr.112, 129, 156), 
sodass insgesamt kein einheitliches Regelungskonzept besteht. 

Im vorliegenden Gebiet soll der Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen des 
Lebensmittelbereiches, die an Endverbraucher verkaufen, im Grundsatz beste-
hen bleiben, da nach Überzeugung der Stadt unverändert städtebauliche Fehl-
entwicklungen zu befürchten sind, wenn sich im Plangebiet größere Lebensmit-
telnahversorger, auch unterhalb der durch § 11 (3) BauNVO definierten Be-
grenzung, ansiedeln würden. Solche Betriebe sollen im Bereich der festgesetz-
ten Gewerbe- und Industriegebiete (GE und GI bzw. GEe und GIe) daher wei-
terhin ausgeschlossen bleiben. Auch der Ausschluss von Speisegaststätten soll 
weiter Bestand haben.  

Der völlige Ausschluss von Lebensmitteleinzelhandel stellt dagegen eine nicht 
gewollte Härte dar, da unter den heutigen Marktbedingungen lebensmittelpro-
duzierende bzw. -verarbeitende Betriebe aber auch sonstige Gewerbebetrie-
be, wie z. B. Tankstellen, zur wirtschaftlichen Existenzsicherung in vielen Fäl-
len kleine Shops haben. Wie ausgeführt, möchte auch der im Gebiet ansässi-
ge fleischverarbeitende bzw. -veredelnde Betrieb eine Verkaufsstelle (Shop 
oder Verkaufscontainer / Warenautomat) einrichten.  

Vom Ausschluss des Lebensmitteleinzelhandels werden daher neben dem 
Groß- und Versandhandel auch Verkaufsstellen für im Gebiet verarbeitete Pro-
dukte mit einer Verkaufsfläche von bis zu 50 m² je Gewerbebetrieb ausgenom-
men. Nach Auffassung der Stadt ist durch die damit möglichen Nutzungen eine 
Schwächung der Innenstadt bzw. der zentralen Versorgungsbereiche nicht zu 
erwarten. 

 
3.2 Übrige Festsetzungen und Hinweise 
Die übrigen Festsetzungen und Hinweise der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes sollen unverändert bestehen bleiben und werden durch die vorliegende 
Planänderung nicht berührt. 

Entsprechend bleiben für das Plangebiet die Festsetzung als Gewerbe- und 
Industriegebiet (GE und GI), z.T. mit Einschränkungen (GEe und GIe) oder 
allgemeines Wohngebiet (WA) bestehen.  

Auch die für das jeweilige Baugebiet getroffenen Festsetzungen zum Maß der 
baulichen Nutzung (Grundflächenzahl, Geschosszahl, Geschossflächenzahl), 
zur Bauweise und die Baugrenzen werden nicht geändert und behalten ihre 
Gültigkeit. 

Ebenfalls bestehen bleibt der Ausschluss von Garagen sowie Nebenanlagen 
gem. § 14 BauNVO auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen vor der 
straßenseitigen Baugrenze.  
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4 Auswirkungen der Planung 
4.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen 
Mit der vorliegenden Änderung bleiben die im Ursprungsplan festgesetzten 
Baugebiete in ihrer Lage und Größe unverändert. Auch die jeweils getroffenen 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und die Bau-
grenzen bleiben unverändert bestehen. 

Mit der Änderung soll lediglich der für die Gewerbe- und Industriegebiete ge-
fasste Ausschluss von Handelsnutzungen des Lebensmittelbereichs gelockert 
werden. Neben dem Groß- und Versandhandel werden auch Verkaufsstellen 
an Endverbraucher für im Gebiet verarbeitete Produkte zugelassen.  

Die Verkaufsfläche solcher Verkaufsstellen wird jedoch auf maximal 50 m² be-
grenzt. Durch diese geringe Größe sind nach Ansicht der Stadt negative Aus-
wirkungen auf die Innenstadt bzw. die zentralen Versorgungsbereiche nicht zu 
erwarten.  

 
4.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist über Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die durch die Änderung von Bauleitplänen zu erwarten sind, 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches insbesondere der § 1 und 1a ab-
zuwägen und im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu entscheiden.  

Für die Änderung oder Überplanung bestehender Bebauungspläne gilt § 1a 
Abs. 3 S. 4 BauGB, nach dem nur solche Eingriffe auszugleichen sind, die 
über das durch die bisherigen Festsetzungen mögliche Maß an zu erwarten-
den Eingriffen hinausgehen.  

Im vorliegenden Fall bleibt die im Ursprungsplan jeweils festgesetzte Grundflä-
chenzahl als Maß der baulichen Nutzung unverändert erhalten. Durch die Pla-
nung wird die Nutzungsmöglichkeit somit nicht intensiviert. Es ergeben sich 
keine zusätzlichen Eingriffe. 

 

5 Erschließung / Ver- und Entsorgung 
Das Plangebiet stellt einen technisch und verkehrlich vollständig erschlosse-
nen Siedlungsbereich dar. Durch die vorliegende Planänderung wird die Er-
schließungssituation gegenüber dem ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 27 - 
Neufassung - nicht geändert. Hinsichtlich der Ver- und Entsorgungssituation 
ergeben sich durch die 1. Änderung daher keine Auswirkungen.  
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6 Hinweis 
Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich  
Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
Zum 1. November 2020 ist das Gebäudeenergiegesetz (GEG) in Kraft getre-
ten. Durch das GEG werden das bisher gültige Gesetz zur Einsparung von 
Energie in Gebäuden (EnEG), die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das 
Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (EEWärmeG) 
in einem Gesetz zusammengeführt und ersetzt. 

Wie das bisherige Energieeinsparrecht für Gebäude enthält das neue GEG 
Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden, die Erstellung und 
die Verwendung von Energieausweisen sowie an den Einsatz erneuerbarer 
Energien in Gebäuden. 

Es werden weiterhin Angaben darüber gemacht, wieviel Prozent des Energie-
bedarfs für neue Gebäude aus erneuerbaren Energien gedeckt werden müs-
sen. Dabei ist der Anteil abhängig von der jeweiligen Art der erneuerbaren 
Energie (z.B. Solar oder Biomasse). Neu ist, dass die Pflicht zur Nutzung er-
neuerbarer Energien künftig auch durch die Nutzung von gebäudenah erzeug-
tem Strom aus erneuerbaren Energien erfüllt werden kann. Weitere Anforde-
rungen an die energetische Qualität von Gebäuden ergeben sich aus dem Ge-
setz und sind einzuhalten. Das Gesetz ist auch auf Vorhaben, welche die Än-
derung, die Erweiterung oder den Ausbau von Gebäuden zum Gegenstand 
haben, anzuwenden. 

 

7 Verfahren 
Beteiligung der betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (TöB) 
Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. 
§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB in Verbindung mit § 4 (2) BauGB an der Planung be-
teiligt worden. Diese Beteiligung erfolgte durch Zusendung des Planentwurfs 
sowie der dazugehörigen Begründung.  

 

Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung hat zusammen mit der dazugehöri-
gen Begründung vom ............ bis .................. öffentlich im Rathaus der Stadt 
Friesoythe ausgelegen.  

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden eine Woche vorher ortsüb-
lich mit dem Hinweis bekannt gemacht, dass Anregungen während der Ausle-
gungsfrist vorgebracht werden können.  
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Satzungsbeschluss 
Die vorliegende Fassung der Begründung war Grundlage des Satzungsbe-
schlusses vom ................ 

 

Friesoythe, den  

 

Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 
1. Bisherige zeichnerische Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 27 - 

Neufassung 



Anlage: 1 

Anlage 1  
der Begründung zum 

Bebauungsplan Nr. 27 
- Neufassung - 

1. Änderung 

Stadt Friesoythe 

Bisherige zeichnerische 
Festsetzungen  

 - unmaßstäblich - 
01/2022    Büro für Stadtplanung, Oldenb.

  

Legende: 
 Geltungsbereich B.-Plan Nr. 27  

 bzw. der 1. Änd. 
Festsetzungen des ursprünglichen 
Bebauungsplanes Nr. 27: 
GI Industriegebiet  
 GIE   mit Einschränkungen 
GE Gewerbegebiet  
 GEE   mit Einschränkungen 
WA Allgemeines Wohngebiet 
0,4 / 0,8 Grundflächenzahl  
 Geschossflächenzahl 
 Baumassenzahl 
 II / III Zahl der Vollgeschosse 
 o/g offene / geschlossene Bauweise 
 von Bäumen und Sträuchern frei
 zuhaltende Fläche (Räumstreifen)
 Straßenverkehrsfläche 
 Anpflanzen von Bäumen und  
 Sträuchern 

Erhaltenswerter Baumbestand

0,6
5,0


